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pEP NEUE

füR innere Sicherheit:.

1989/1990, nach dem Fall der Berliner 
Mauer, haben wir in der Schweiz etwas 
durchgesetzt, was sonst im Westen nie­
mandem gelungen ist: die Einsicht in Fi­
chen und Dossiers der Politischen Polizei. 
Dank dieser Einsicht wissen wir jetzt, in 
welch erschreckendem Ausmass bei uns 
kritische Menschen bespitzelt und Per­
sönlichkeitsrechte verletzt worden sind. 
Genau dieses Einsichtsrecht soll jetzt mit 
dem Staatsschutzgesetz wieder abge­
schafft werden. Schon das macht das Re­
ferendum nötig. Das Fansichtsrecht ist die 
Magna Charta, der unverzichtbare Eck- 
pfeiler jedes Datenschutzes.

Der Kalte Krieg war ein stiller Krieg. Wir 
wissen heute, dass dieser Krieg vor allem 
an der «Innenfront» (Botschafter Jagmet- 
ti), gegen den kritischen Teil der eigenen 
Bevölkerung geführt wurde. Er war ge­
prägt durch die Arroganz der herrschen­
den Klasse, die so tat, als würde der Staat 
ihr gehören. Menschen mit abweichenden 
Meinungen wurden registriert, denun­

ziert, bespitzelt und hin­
ter ihrem Rücken ange­
schwärzt. Teilweise erlit­
ten sie gravierende be­
rufliche und andere Nach­
teile. Mit dem Staats­
schutzgesetz soll die Tä­
tigkeit der Politischen 
Polizei legalisiert wer­
den. Sie bedroht die De­
mokratie, die sie zu 
schützen vorgibt, denn 
die Demokratie braucht 
lebendige Auseinander­
setzungen und die Infra­
gestellung herrschender 
Verhältnisse.

Die Politische Polizei ar- 
I  beitet «präventiv», also 

ohne dass irgendein De­
liktsverdacht vorliegt. 
Für die Bekämpfung 
realer Gefahren, z.B. 
von Gewaltakten, genügt 
die «gewöhnliche», de-
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Überzeugen Sie sich selbst und 
unterschreiben Sie das Referendum 
gegen das Staatsschutzgesetz !
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Komitee Schluss mit dem Schnüffelstaat, Postfach 6948, 3001 Bern 
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liktsbezogen arbeitende Polizei. Die Volks­
initiative «Schweiz ohne Schnüffelpolizei» 
fordert, dass niemand, der ideelle Frei­
heitsrechte wahrnimmt, polizeilich über­
wacht und behelligt werden darf, wenn 
nicht der Verdacht einer Straftat vorliegt. 
Diese von der S.o.S-Initiative gezogene 
Trennlinie zwischen Strafverfahren und 
präventiv-polizeilicher Tätigkeit wird 
heute auch in der internationalen Diskus­
sion immer mehr anerkannt.

Zwar sind auch Strafverfahren in politi­
schen Auseinandersetzungen eine höchst 
gefährliche Waffe. Dennoch: Hier müssen 
gewisse rechtsstaatliche Regeln eingehal­
ten werden, die es beim präventiv-polizei­
lichen Staatsschutz nicht gibt. Weil beim 
Strafprozess ein konkreter Tatverdacht 
vorliegen muss, sind auch die Schwellen 
für polizeiliche Engriffe höher als bei 
staatsschützerischer Tätigkeit. Diese 
höheren Schwellen für polizeiliche Fän- 
griffe sind aber dort, wo es um die politi­
schen und ideellen FYeiheiten geht, zum 
Schutz der Demokratie erwünscht und 
notwendig.

Die Auseinandersetzung um das Staats­
schutzgesetz wird somit auch zu einem Ent* 
scheid über den Freiheitsbegriff in unserer 
Gesellschaft. Während der Wirtschaftsfrei­
sinn ökonomisch -  zugunsten der Reichen -  
für möglichst schrankenlose Freiheit ein- 
tritt, soll der übrigen Gesellschaft, wo es 
um die ideellen Freiheiten geht, Kontrolle 
und Repression verordnet werden. Dies 
passiert nicht zufällig in einer Zeit steigen­
der Arbeitslosigkeit und nicht zufällig 
durch jene, die Sozialabbau anstreben und 
dadurch soziale Spannungen schüren. Das 
Referendum gegen das Staatsschutzgesetz 
ist ein Signal gegen die Aufrüstung im Be­
reich der inneren Sicherheit. Gleichzeitig 
macht es klar, dass die Demokratie zentral 
auf den ideellen Freiheiten beruht.

1998 ist für die Schweiz erneut ein ge­
schichtliches Jahr. Das Selbstbild unseres 
Landes ist wie noch selten zuvor in Frage 
gestellt. 150 Jahre nach der Gründung des 

Bundesstaates und 200 Jah- 
I re nachdem die Untertanen- 
I Verhältnisse beseitigt wur­

den, kann der Abstim­
mungskampf um das Staats­
schutzgesetz zu einer span­
nenden Auseinandersetzung 
über den Stellenwert der 
Freiheitsrechte werden. Vor­
aussetzung dafür ist, dass 
das Referendum zustande 
kommt. Sorgen wir dafür!

Paul Rechsteiner, 
Nationalrat SP, St. Gallen

Ein Kampf für 
politische Freiheiten



DER GESETZLICHE PAPIERTIGER

Überzeugen Sie sich 
Das Staatsschutz-Ge
i_ r

Artikel 3 -  Schranken
1 Die Sicherheitsorgane des Bundes 

\ § und der Kantone dürfen Informationen
über die politische Betätigung und die 
Ausübung der Meinungs-, Koalitions­

und Versammlungsfreiheit nicht bearbeiten. Die 
Bearbeitung ist jedoch dann zulässig, wenn der be­
gründete Verdacht besteht, dass eine Organisation 
oder ih r angehörende Personen die Ausübung der 
politischen Rechte oder der Grundrechte als Vor­
wand nehmen, um terroristische, nachrichten­
dienstliche oder gewalttätig extremistische Tätig­
keiten vorzubereiten oder durchzuführen.

Die Meinung ist frei, das Nähere regelt die 
(Bundes)Polizei
«Jeder Paragraph ... enthält nämlich seine eigene An­
tithese, sein eigenes Ober- und Unterhaus in sich, 
nämlich in der allgemeinen Phrase die Freiheit, in der 
Randglosse die Aufhebung der Freiheit...», soweit Karl 
Marx in «Der Achtzehnte Brumaire des Louis Bona­
parte», 1852.
Auch das Staatsschutzgesetz bedient sich dieses al­
ten Tricks: Angeblich wird nicht die Ausübung der 
Grundrechte überwacht, sondern «nur» ihr «Miss­
brauch». Im Klartext: soziale Bewegungen und unge­
wöhnlicher politischer Protest sollen weiter bespitzelt 
werden dürfen, unter dem Vorwand, dem «gewalttäti­
gen Extremismus» vorzubeugen. Für ihre geheime In­
formationsbeschaffung brauchen die Staatsschützer 
keinen Straftatverdacht. Ihre Arbeit lebt vom generel­
len Misstrauen gegenüber der Wahrnehmung demo­
kratischer Rechte. Für sie zählt, was Personen oder 
Organisationen in Zukunft tun könnten, und nicht, was 
sie tatsächlich tun. Was «Missbrauch» und was Extre­
mismus sein soll, das bestimmen die Staatsschützer 
selbst. Auf eine Definition hat man im Gesetz bewust 
verzichtet. Der neue Fichenskandal ist damit vorpro­
grammiert.

jU Artikel 13 -  Meldungen und
Auskünfte von anderen Amtsstellen

_ j |  1 Die folgenden Behörden und Amts-
—,  . stellen sind zu Auskünften an das Bun-

—I de sam t... verpflichtet:
a. Strafverfolgungsorgane, Polizeistellen, Grenz­
wacht- und Zollorgane;
b. Organe der militärischen Sicherheit, des m i­
litärischen Nachrichtendienstes und des m ilitä ri­
schen Kontrollwesens;
c. Fremdenpolizeibehörden und andere Behörden 
des Bundes und der Kantone, die fü r  Einreise und 
Aufenthalt von Ausländern sowie fü r  Asylfragen zu­
ständig sind;
d. Verwaltungseinheiten des Bundes, die an sicher­
heitspolizeilichen Aufgaben mitwirken;
e. Einwohnerkontrollen und andere öffentliche Re­
gister;
f  fü r  den diplomatischen und konsularischen Ver­
kehr zuständige Behörden;
g. fü r  die Bewilligung des Verkehrs mit bestimmten 
Gütern zuständige Behörden.
2 Sie erstatten unaufgefordert dem Bundesamt 
Meldung, wenn sie konkrete Gefährdungen der in ­
neren oder der äusseren Sicherheit feststellen. ...
3 Der Bundesrat kann fü r  begrenzte Zeit weitere 
Behörden, Amtsstellen und Organisationen, die öf­
fentliche Aufgaben erfüllen, zu ... Meldungen und 
Auskünften verpflichten ...

Der Staatsschutz ist ein Staat im Staate
Während die Polit-Polizisten sich von niemandem 
sonst in die Karten schauen lassen, dürfen sie selbst 
sich bei allen möglichen Behörden mit Informationen 
bedienen. Dazu gehören nicht nur die Stellen, die un­
mittelbar polizeiliche oder militärische Aufgaben ha­
ben. Das besondere Interesse der Schnüffler gilt den 
Fremdenpolizeien, den Bundesämtern für Ausländer­
wesen und für Flüchtlinge etc., zu deren Computern -  
zentrales Ausländerregister (ZAR) und Automatisierte 
Personenregistratur (AUPER) -  sie bisher schon onli- 
ne-Zugriff haben. Wer aber meint, das Staatsschutz­
gesetz richte sich nur gegen Ausländerinnen, geht der 
offiziellen Propaganda auf den Leim, denn:
Auch aus kantonalen und kommunalen Registern, die 
zu ganz anderen Zwecken aufgebaut wurden, können 
die Staatsschützer Daten entnehmen: Einwohnerkon­
trollen, Fahrzeugregister, Register der Steuer- und 
Betreibungsämter, der Fürsorgeämter, der AHV und IV,
der Krankenkassensubventionen .... -  all das sind
«öffentliche Register». Alle Daten, die wir dort abge­
ben müssen, um eine Dienstleistung zu erhalten oder 
unserer Steuerpflicht nachzukommen, können zu 
Staatsschutzinformationen werden -  ohne dass wir 
gefragt oder darüber informiert würden. Die Mitarbei­
terinnen und Mitarbeiter dieser Stellen werden ver­
pflichtet, unaufgefordert «Vorgänge zu melden», bes­
ser gesagt: von sich aus Spitzeldienste für die 
Schnüffler zu leisten. Schlimmer noch: Der Bundesrat 
kann «für begrenzte Zeit» eigenmächtig auch private 
«Organisationen, die öffentliche Aufgaben wahrneh­
men» -  z.B. Hilfswerke und Beratungsstellen -  zur 
Preisgabe von Personendaten zwingen. Damit schafft 
er sich einen Notstandsartikel und fällt weit hinter die 
Zeiten des Fichenskandals zurück.

j L  Artikel 14 -  Informationsbeschaffung
1 Die Sicherheitsorgane,, des Bundes 
und der Kantone beschaffen die Infor­
mationen, welche zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben nach diesem Gesetz notwen­

dig sind. Sie können diese Daten beschaffen, selbst 
wenn dies fü r  die betroffenen Personen nicht er­
kennbar ist.
2 Personendaten können beschafft werden durch:
a. Auswerten öffentlich zugänglicher Quellen;
b. Einholen von Auskünften;
c. Einsicht in amtliche Akten;
d. Entgegennahme und Aus werten von Meldungen;
e. Nachforschen nach der Identität oder dem Auf­
enthalt von Personen;
f. Beobachten von Vorgängen an öffentlichen und 
allgemein zugänglichen Orten, auch mittels Bild- 
und Tonaufzeichnungen;
g. Feststellen der Bewegungen und der Kontakte 
von Personen.
3. Der Einsatz strafprozessualer Zwangsmassnah­
men ist nur im Rahmen eines gerichtspolizeilichen 
Ermittlungsverfahrens oder einer Voruntersuchung 
zulässig. Dasselbe g ilt fü r  das Beobachten von Vor­
gängen in privaten Räumen.

Bespitzelung und Denunziation 
gesetzlich garantiert
Das Staatsschutzgesetz legalisiert die alten Metho­
den der geheimen Datensammlung, die nach dem Fi­
chenskandal bis weit ins bürgerliche Lager tiefe Ent­
rüstung ausgelöst hatten. Ohne dass wir es erkennen 
können, d.h. geheim, soll die Politische Polizei Infor­
mationen beschaffen dürfen: «Auskünfte einholen» 
bedeutet unter anderem, hinter unserem Rücken die 
Arbeitgeber befragen. «Entgegennahme von Meldun­
gen» heisst, dass ‘besorgte Bürger’ unter dem Schutz 
des Gesetzes ihre Nachbarn denunzieren dürfen. Be­
spitzeln können die Staatsschützer nicht nur diejeni­
gen, die sie für «Extremisten» halten, sondern ebenso 
deren Kontaktpersonen: Freunde, Partner, Kollegin­
nen. Auch der «Kleine Lauschangriff» soll per Gesetz 
eingeführt werden: die Staatsschützer dürfen an öf­
fentlichen Orten, bei Demonstrationen oder Veranstal­
tungen, im Park oder in Restaurants, in Bus oder Tram 
private Gespräche mit Videokameras und Mikrofon 
aufzeichnen.

Vollständig bestellen !
Das vollständige Gesetz, ergänzt mit einigen Pres­
sekommentaren ist ab sofort beim Referendums­
komitee Staatsschutzgesetz, Postfach 6948, 3001 
Bern, erhältlich. Tel. 079 206 27 45 oder über Fax 
031-312 40 45.



selbst!
setz unter der Lupe

x  Artikel 15 -  Bearbeiten von
m f l  i  Personendaten
r_rl i -

’_ r
und Persönlichkeitsprofile nur im Rahmen der Ver­
ordnung bearbeiten; ....
3 Das Bundesamt bearbeitet die Daten, welche je ­
derzeit rasch greifbar sein müssen, m it einem elek­
tronischen Informationssystem. Dieses steht nur 
den m it Aufgaben nach diesem Gesetz betrauten 
Personen des Bundesamtes, den anderen Polizei- 
und Strafverfolgungsbehörden des Bundes sowie 
den Sicherheitsorganen der Kantone über ein Ab­
rufverfahren zur Verfügung...

6 Nach Abschluss des Strafverfahrens d a rf das 
Bundesamt ... folgende Daten aus gerichtspolizeili­
chen Verfahren im Informationssystem personenbe­
zogen weiterbearbeiten:
a. Daten über beschuldigte Personen, wenn An­
haltspunkte bestehen, dass sie über Gefährdungen 
der inneren und der äusseren Sicherheit Aufschluss 
geben können;
b. Daten über nichtbeschuldigte Personen, wenn 
gesicherte Anhaltspunkte bestehen, dass sie m it An­
gehörigen einer terroristischen, Gewalt anwenden­
den extremistischen oder m it einer kriminellen O r­
ganisation ... in Kontakt stehen, unabhängig davon, 
ob ihnen diese Zugehörigkeit bekannt ist. ...

ISIS macht’s easy: Fein säuberlich fichiert 
im Staatsschutz-Computer
Mit dem Staatsschutzgesetz wird die Computerisie- 
rung der politischen Polizei abgesegnet. Die Zeit der 
Papierfichen ist vorbei, nicht aber der Datenhunger 
der Schnüffler. Seit 1990 dürften ca. 80’000 Personen 
in die Mühlen des Staatsschutzcomputers ISIS gera­
ten sein. Schon 1994 hiess es, 40’000 angebliche Ex­
tremisten seien erfasst. Seitdem werden genaue Zah­
len geheim gehalten.
Vor der Sammelwut der Schnüffler sind auch sensi­
belste Daten der Intimsphäre nicht mehr sicher. Die 
bürgerliche Mehrheit im Parlament lehnte es aus­
drücklich ab, den Schnüfflern Grenzen zu setzen: 
Auch Daten über Gesundheit, Sexualleben und rassi­
sche Herkunft dürfen geheim beschafft und bearbei­
tet werden!
Für die Speicherung und Bearbeitung in ISIS braucht 
es keinen Verdacht einer Straftat. Hingegen können 
die Staatsschützer Daten aus Ermittlungsverfahren 
auch dann weiter verwenden, wenn ein Gericht defi­
nitiv die Unschuld einer Person feststellt oder wenn 
die Betroffenen nur «Kontaktpersonen» angeblicher 
Extremisten waren. Über diesen Umweg kommt die 
Politische Polizei bequem an Daten aus Telefonüber­
wachungen und Lauschangriffen auf private Räume 
heran, die sie selbst nicht durchführen darf. Da nützt 
es nicht viel, wenn die BUPO unrichtige Daten löschen 
soll. Die Betroffenen werden über die Speicherung 
nicht informiert, sie erhalten keine Einsicht und kön­
nen sich daher auch nicht gegen falsche Beschuldi­
gungen wehren.

Artikel 18 -  Auskunftsrecht
I  Jede Person kann beim Eidgenössi­
schen Datenschutzbeauftragten ver­
langen, dass er prüfe, ob im Inform ati­
onssystem des Bundesamtes rechtmäs­

sig Daten über sie bearbeitet werden. Der Daten­
schutzbeauftragte te ilt der gesuchstellenden Person 
in einer stets gleichlautenden Antwort mit, dass in 
bezug au f sie entweder keine Daten unrechtmässig 
bearbeitet würden oder dass er bei Vorhandensein 
allfä llige r Fehler in der Datenbearbeitung eine 
Empfehlung zu deren Behebung an das Bundesamt 
gerichtet habe.
2 Ein Rechtsmittel gegen diese M itteilung ist aus­
geschlossen. Die betroffene Person kann von der 
Eidgenössischen Datenschutzkommission verlan­
gen, dass diese die M itteilung des Eidgenössischen 
Datenschutzbeauftragten ... überprüfe. Die Daten­
schutzkommission te ilt ih r in einer stets gleichlau­
tenden Antwort mit, dass die Prüfung im begehrten 
Sinne durchgeführt wurde.
3 Der Eidgenössische Datenschutzbeauftragte 
kann ausnahmsweise nach den Bestimmungen des 
Bundesgesetzes vom 19. Juni 1992 überden Daten­
schutz (DSG) der gesuchstellenden Person in ange­
messener Weise Auskunft erteilen, wenn damit kei­
ne Gefährdung der inneren oder äusseren Sicher­
heit verbunden ist und wenn der gesuchstellenden 
Person sonst ein erheblicher, nicht wiedergutzuma­
chender Schaden erwächst.

Das Einsichtsrecht wird abgeschafft
Nach dem Fichenskandal mussten die Bürgerinnen 
und Bürger in langen Auseinandersetzungen die Ein­
sicht in Fichen und Dossiers erkämpfen. Dieses zen­
trale Bürgerrecht soll uns nun wieder genommen wer­
den. Wir können uns zwar noch an den Datenschutz­
beauftragten wenden, aber der darf nur immer diesel­
be gleichlautende Antwort geben. Ob wir fichiert sind 
oder nicht und was in den Akten steht, darf er uns 
nicht mitteilen. Die Korrektur «allfälliger Fehler» durch 
den Datenschutzbeauftragten ist ihm unmöglich, da er 
die Betroffenen nicht über den Inhalt der gespeicher­
ten Informationen befragen darf. Das Recht auf Be­
richtigung falscher Daten wird damit zur blossen Rhe­
torik, der Datenschutzbeauftragte zum Textautomaten. 
Nicht einmal die Proteste des Datenschutzbeauftrag­
ten Odilo Guntern und des Sonderbeauftragten für die 
Staatsschutzakten René Bacher konnten diesen recht­
lichen Rückschritt verhindern. Sie hatten klargemacht, 
dass Einsichts- und Auskunftsrechte die «Magna 
Charta» des Datenschutzes sind. Nur wer weiss, was 
der Staatsschutz über ihn zu wissen vorgibt, kann sich 
gegen falsche Verdächtigungen wehren.
Erst nach der Androhung des Referendums nahm das 
Parlament eine kosmetische Änderung vor: In absolu­
ten Ausnahmefällen soll der Datenschützer den Be­
troffenen «in angemessener Weise Auskunft erteilen» 
dürfen. Aber: einen «erheblichen, nicht wieder gutzu­
machenden Schaden» kann ja nur nachweisen, wer 
seine Daten kennt. Und: Da Staatsschutzdaten per 
Definition immer Daten der «inneren Sicherheit» sind, 
kann auch das zweite Kriterium nie erfüllt werden. 
Fazit: Die Überschrift dieses Artikels ist ein Betrug, 
das Einsichtsrecht ist abgeschafft.

2 Die Sicherheitsorgane dürfen beson­
ders schützenswerte Personendaten

4L  Artikel 17 -  Weitergabe von 
Personendaten

_i I 1 Der Bundesrat regelt durch Verord- 
—. I nung, an welche Empfänger in der

1—1 Schweiz, die öffentliche Aufgaben er­
füllen, das Bundesamt im Einzelfall, Personendaten 
weitergeben kann, soweit es zur Wahrung der inne­
ren oder der äusseren Sicherheit oder zur Kontrol­
le seiner Aufgabenerfüllung notwendig ist. ...
2 Eine Bekanntgabe von Personendaten an P riva t­
personen ist nur zulässig, wenn:

b. die Bekanntgabe notwendig ist, um eine schwere 
unmittelbare Gefahr abzuwenden;
c. die Bekanntgabe notwendig ist, um ein Aus­
kunftsgesuch zu begründen.
3 Das Bundesamt kann im Einzelfall Personenda­
ten an Sicherheitsorgane von Staaten weitergeben, 
mit denen die Schweiz diplomatische Beziehungen 
p fle g t... wenn;

d. es zur Wahrung erheblicher Sicherheitsinteres­
sen der Schweiz oder des Empfängerstaates uner­
lässlich ist.

r̂ 1

Datenübergabe ohne und über die Grenzen
Nicht nur Polizei und Strafjustiz werden Daten vom 
Staatsschutz erhalten, sondern auch «Empfänger, die 
öffentliche Aufgaben wahrnehmen». Welche das sind 
will der Bundesrat durch blosse Verordnung festle­
gen. Die Geschichte lehrt uns, dass Verordnungen je 
nach politischer Couleur des zuständigen Bundesra­
tes in gefährlicher Weise verschärft werden können. 
Unschwer sich vorzustellen, dass auch öffentliche 
oder gar private Arbeitgeber, die Staatsaufträge aus­
führen, über die politische Gesinnung von Beschäftig­
ten und Bewerbern informiert werden könnten.
Der Datenaustausch mit ausländischen Geheimdien­
sten wird legalisiert. Bereits jetzt unterhält der 
schweizerische Staatsschutz gute Beziehungen mit 
anderen Schnüffeldiensten. 1994 hat die Bundespoli­
zei täglich rund 25 «Meldungen» aus dem Ausland er­
halten. Was und wieviel sie als Gegenleistung an ihre 
ausländischen Freunde gibt, teilt die BUPO nicht mit. 
Die Datenweitergabe soll nicht nur den undefinierba­
ren «Sicherheitsinteressen» der Schweiz, sondern 
auch denen des Empfängerstaates dienen. Was die 
dortigen Schnüffler mit diesen Informationen tun, 
kann kein schweizerischer Datenschutzbeauftragter 
kontrollieren. Geheim ist und bleibt geheim.



REFERENDUM: DER COUNTDOWN LAUFT

Das Staatsschutzgesetz bodigen:

Jetzt gilt’s ernst !

Illustration: Vorlet
Am Samstag, den 3. März 1990, for­
derten 35’000 Menschen vor dem Bun­
deshaus die Abschaffung der Politi­
schen Polizei. Sieben Jahre später, am 
Dienstag, den 8. April 1997, ergreifen 
wir das Referendum gegen das Staats­
schutzgesetz, den indirekten Gegen­
vorschlag zu unserer Initiative «S.o.S. - 
Schweiz ohne Schnüffelpolizei».
Das Parlament hat am 21. März 1997 
das Staatsschutzgesetz verabschiedet 
und damit die Methoden der Politi­
schen Polizei legalisiert, die 1989 den 
Fichenskandal auslösten. Es billigt 
dadurch, dass weiterhin Personen nur 
wegen ihrer politischen Aktivität und 
Gesinnung überwacht werden -  ohne 
den leisesten Verdacht auf eine 
Straftat. Was unsere Initiative will, 
soll nun rechtlich abgeschafft werden.

Sieben Jahre Aufrüstung der In­
neren Sicherheit
Statt zügig über die Initiative abstim- 
men zu lassen, hat der Bundesrat auf 
Zeit gesetzt. Der Staatsschutz wurde 
weder abgeschafft noch eingeschränkt, 
sondern durch den Aufbau des Com­
putersystems ISIS und durch Verord­
nungen modernisiert und aufpoliert. 
Seit Anfang der 90er Jahre führen 
Bundesrat Koller und seine Helfer ei­
ne beispiellose Kampagne der «Inne­
ren Sicherheit» mit dem Ziel, die 
Lehren des Fichenskandals aus dem 
Gedächtnis der Bevölkerung zu ver­
drängen. 1994 wurde der Strafrechts­
artikel «Kriminelle Organisation» 
eingeführt. Die kriminalpolizeiliche 
Tätigkeit wurde damit weit ins Vor­
feld konkreter Straftaten ausgedehnt. 
Die kriminalpolizeilichen Zentralstel­
lendienste des Bundes wurden ausge­
baut, das Einsichtsrecht in deren 
Computersysteme abgeschafft -  eine

Vorentscheidung über die Abschaf­
fung des Einsichtsrecht in Staats­
schutzakten. 1995 traten die Zwangs­
massnahmen im Ausländerrecht in 
Kraft, mit denen wesentliche Grund­
rechte für den ausländischen Teil der 
Bevölkerung ausser Kraft gesetzt 
werden können. Das Militär soll jetzt 
ebenfalls in der Inneren Sicherheit 
mitreden und mitschlagen dürfen: 
Der militärische Ordnungsdienst wird 
mit Polizeiwaffen und Spezialpan- 
zem ausgestattet. In den sieben Jah­
ren seit dem Fichenskandal hat die 
Eidgenossenschaft eine beispiellose 
innere Aufrüstung erfahren. Das 150. 
Jubiläum des Bundesstaates soll mit 
der Einschränkung der demokrati­
schen Freiheiten gefeiert werden.

Panikmache mit OK
Gerechtfertigt wird diese Aufrüstung 
mit einem neuen Schlagwort: Organi­
sierte Kriminalität (OK). Das Ge­
spenst der «Mafia» geht um. Was OK 
sein soll, wird bewusst offen gelas­
sen. Wie zu Zeiten des Kalten Krie­
ges werden auch hier die Gefahren 
vorab im Ausland geortet. Obwohl 
Spezialisten vor allem vor den 
schmutzigen Geschäften auf dem Fi­
nanzplatz Schweiz warnen, spielen 
Bundesrat und bürgerliche Parteien 
mit der fremdenfeindlichen Angst 
und malen den Teufel ausländischer 
Banden an die Wand. Der Begriff OK 
-  so der Zuger Polizeidirektor Hans 
Peter Uster gegenüber der Zeitschrift 
MOMA -  «wird gebraucht, ohne dass 
man sich darüber verständigt, was da­
mit gemeint ist ... Weil er so unbe­
stimmt ist, lässt er sich so gut mit 
Angstgefühlen aufladen.»
Die Pläne Kollers, auch den Staats­
schutz mit Befugnissen gegen die OK

auszustatten, lösten selbst in Kreisen 
der Kriminalpolizei und der Strafver­
folgungsbehörden harsche Kritik aus. 
Kriminalität, auch organisierte Kri­
minalität -  so argumentieren sie -  sei 
Angelegenheit der normalen Polizei 
und der Untersuchungsbehörden und 
hätten beim Staatsschutz nichts zu su­
chen. Tatsächlich ist die OK in der 
Staatsschutzdebatte nie mehr als ein 
Verkaufsargument für das Staats­
schutzgesetz gewesen. Dies musste 
selbst Bundesrat Koller im Dezember 
vor dem Nationalrat zugeben: «Wenn 
sie das organisierte Verbrechen her­
ausnehmen, laufen wir mit grösster 
Wahrscheinlichkeit wieder in eine 
Abstimmungssituation, wie wir sie 
beim Arbeitsgesetz erlebt haben. Die 
S.o.S.-Schnüffelstaat-Leute haben das 
Referendum bereits angekündigt. Der 
Bundesrat wird Mühe haben, ein sol­
ches Gesetz zu verteidigen ... Und 
wer bringt dann dieses schwierige 
Gesetz durch die Volksabstimmung?» 
In der verabschiedeten Fassung des 
Gesetzes hat der Staatsschutz nur 
noch untergeordnete Funktionen in 
Sachen OK. Entsprechende Informa­
tionen soll er direkt an die kriminal­
polizeilichen Zentralstellen weiter­
geben. Mehr hätte er bisher auch 
nicht tun können, denn entgegen den 
vollmundigen Ankündigungen des 
Bundesrates arbeiten derzeit bei der 
Bundespolizei gerade drei der insge­
samt 100 Beamten zu OK-Angele­
genheiten.

Staatsschutz -  
gefährlich und unnütz
Damit wird bestätigt, was schon lange 
bekannt war: Gegen Kriminalität und 
Gewalt taugt der Staatsschutz nichts. 
Er hat -  wie der Sonderbeauftragte für

SONDERANGEBOT -  JETZT FÜR 
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«Schnüffelstaat Schweiz -  
100 Jahre sind genug» 
Geschichte hat Konjunktur. Was 
nicht im Geschichtsbuch steht, 
hier finden Sie es. Von Bismarck 
bis zur Fichenaffäre, vom Grütli- 
verein bis zur S.o.S.-lnitiative -  
250 Seiten über 100 Jahre 
Schnüffelstaat. Vor sieben Jahren 
herausgekommen, ist dieses Le­
sebuch immer noch frisch und 
aktuell. Unverzichtbar für alle, die 
die Fichenaffäre nicht verdrängen 
wollen und Argumente gegen das 
Staatsschutzgesetz suchen. Pro­
fitieren Sie jetzt vom Aktionspreis 
von nur 5 Franken! Für grössere 
Bestellungen (z.B. für Schulen, 
Freizeitzentren etc.) Sonderpreise 
nach Absprache.
Einfach bestellen mit beiliegendem 
Einzahlungsschein (Anzahl Exem­
plare angeben, Betrag überweisen) 
-  die Bücher kommen frei Haus.

die Staatsschutzakten, Dr. René Ba­
cher, bestätigt -  nie eine Straftat ver­
hindert. Seine Aufgabe besteht aus­
drücklich nicht in der Verfolgung von 
Straftaten, sondern in der Überwa­
chung von legalen Tätigkeiten im so­
genannten Vorfeld. Die Verfolgung 
und gegebenenfalls Verurteilung von 
Straftätern ist -  nicht nur bei OK -  Sa­
che der normalen Untersuchungs­
behörden. In einem fairen Strafverfah­
ren haben die Beschuldigten Rechte 
und können sich verteidigen. Gegen 
die Bespitzelung durch die Staats­
schützer hingegen sind sie rechtlos. 
Gegen die wirklichen Gefährdungen 
der Demokratie -  gegen unkontrol­
lierte wirtschaftliche und politische 
Macht, gegen Korruption und 
schmutzige Finanzgeschäfte mit Kri­
minellen und Diktatoren, gegen Ar­
beitslosigkeit und Sozialabbau, gegen 
Rassismus und Ausländerhass -  kann 
kein Staatsschutz etwas ausrichten. 
Das Staatsschutzgesetz ist ein reines 
Schnüffelgesetz, auf das es nur eine 
Antwort gibt: das Referendum.


